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Die Buchreihe «Gesundheitsökonomie>> ist einer vergleichsweise 
jungen Wissenschaft gewidmet, die nach Massgabe der öko-
nomischen Rahmenbedingungen und Zwänge im Gesundheitswesen 
zunehmend an Bedeutung gewinnen wird. Diese Reihe soll ein 
Gefäss schaffen, um wissenschaftlich fundierte und sowohl für 
Gesundheitsökonomen als auch Ärzte relevante Erkenntnisse einem 
breiteren, interessier~en Publikum zugänglich zu machen. 
Der Schweizerische Arzteverlag EMH hofft, damit einen Brücken-
schlag zwischen den beiden Ursprungsdisziplinen zu fördern und zu 
konsolidieren und dadurch auch Berührungsängste abzubauen. 
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Respektvor der Individualität der Menschen nicht gerecht. In diesem Sinn 
i~t der «au~geklärte» Patient eine bessere Alternative sowohl zur impli-
Ziten (schleichenden) als auch zur expliziten (politischen) Form von Ra-
tionierung. Das beste Beispiel dafür ist der Diabetes: Wir wissen, dass ein 
gutinformierter und (medikamentös) optimal eingestellter Patient nur 
einen Bruchteil der Kosten eines nichtgeschulten Diabeteskranken verur-
sacht. 
Rationierung als Lösung des Problems 
der Kostenentwicklung? 
Kommentar eines Rechtswissenschaftlers 
Thomas Giichter 
1 Ausgangspunkt der Rechtswissenschaft 
1.1 Funktion der Rechtswissenschaft 
Angestossen wurde die schweizerische Diskussion über die Rationierung 
im Gesundheitswesen in erster Linie durch einen Fall aus dem Jahr 1999, 
bei dem die zuständige Gesundheitsdirektorin des Kantons Basel-Stadt 
erwogen hatte, einem damals 86jährigen Patienten- es handelte sich dabei 
um alt Bundesrat Hans Peter Tschudi - die Abgabe des extrem teuren 
Medikaments NovoSeven® aus Kostengründen zu verweigern . Während 
die Rationierungsdebatte in verschiedenen Wissenschaftszweigen bereits 
weit fortgeschritten ist- so etwa in der Gesundheitsökonomie oder in der 
Ethik - , wird die juristische Auseinandersetzung um die Grenzen und 
Folgen der Rationierung im Gesundheitswesen erst zurückhaltend ge-
fuhrt. Daraus, dass die juristische Diskussion erst in den Anfängen steckt, 
ergibt sich auch, dass die Lösung der Rationierungsdebatte nicht vollstän-
dig rechtlich determiniert ist. Es können nach dem gegenwärtigen Stand 
des juristischen Diskurses nur - aber immerhin - die Schranken der 
Rationierung und die Präferenzen des geltenden Systems aufgezeigt 
werden. Es ist eine Aufgabe der Rechtswissenschaft, gesellschaftlichen 
Entwicklungen Grenzen aufzuzeigen, soweit diese Entwicklungen recht-
lich geschützte Güter und Werte antasten oder antasten könnten. 
1.2 Rechtliche Fragestellung 
Rechtliche Relevanz erlangt die Rationierungsdebatte nur dann, wenn 
die Vorenthaltung von Gesundheitsdienstleistungen an einzelne gegen 
Vorgaben des geltenden Rechts verstösst. Dies ist dann der Fall, wenn 
die staatliche Gemeinschaft diese Leistungen zur Verfugung stellen oder 
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finanzieren muss oder einzelne durch die Nichtgewährung solcher 
Leistungen in ihren individuellen Rechten verletzt werden. 
Dieser kurze Beitrag geht der auf abstrakter Ebene formulierten 
Frage nach, ob und in welchem Mass die Verfassungsordnung der Ratio-
nierung im Gesundheitswesen Grenzen setzt (Teil II). Daneben wird die 
etwas konkretere Frage erörtert, ob das geltende Krankenversicherungs-
recht eine Rationierung zulässt (Teil III) und welche weiteren Probleme 
sich allenfalls aus den herrschenden Bedingungen ergeben (Teil IV). 
2 Vorgaben von Verfassung und Völkerrecht 
Der Verfassung und dem Völkerrecht lassen sich verschiedene Grundent-
scheidungen entnehmen, die für die Ausgestaltung des Gesundheits-
systems von Bedeutung sind. Es finden sich auch Aussagen dazu, wie für 
die einzelnen der Zugang zur Gesundheitsversorgung zu gestalten ist. 
Diese grundlegenden Bestimmungen und Aussagen bilden den juristi-
schen Rahmen für allfällige Anpassungen des geltenden Gesundheits-
systems. 
2.1 Internationalrechtliche Vorgaben 
Die Schweiz ist auch auf internationaler Ebene verschiedene Verpflich-
tungen eingegangen, die ein Mindestmass an Gesundheitsversorgung für 
die Bevölkerung sicherstellen wollen. Von diesen ist vor allem der UNO-
Pakt «über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte» von Bedeutung 
(UNO-Pakt I), der für die Schweiz seit 1992 Gültigkeit hat. Nach Arti-
kel 12 des UNO-Pakts I erkennen die Vertragsstaaten «das Recht eines 
jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmass an körperlicher und geisti-
ger Gesundheit» an. Weiter haben die Vertragsstaaten Massnahmen zu 
ergreifen, die- neben anderen Punkten - Voraussetzungen schaffen, «die 
für jedermann im Krankheitsfall den Genuss medizinischer Einrichtun-
gen und ärztlicher Betreuung sicherstellen». 1 Diesen Bestimmungen 
kommt auf jeden Fall ein für die Vertragsstaaten verbindlicher Leitlinien-
charakter zu. Mit beachtlichen Argumenten wird von einem Teil der in 
der wissenschaftlichen Lehre tätigen Juristen gar die unmittelbare An-
wendbarkeit von Artikel 12 des UNO-Pakts I postuliert. Vor allem aber 
verbietet das Konzept der progressiven Implementierungspflicht dieses 
Pakts, ohne zwingenden Grund hinter den einmal erreichten Realisie-
1 UNO, 1966, S. 5. Näheres bei Ste iner, 2004, S. 44ff. 
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rungsstand der Paktziele zurückzufallen. Die Staaten müssten bei einem 
allfälligen Abbau des Schutzniveaus entweder anderweitig für eine Kom-
pensation der Nachteile sorgen oder nachweisen, dasstrotzdes Einsatzes 
aller geeigneten Mittel ein Rückschritt unvermeidbar war. 2 
Für die besondere Situation der Kinder wird der Gehalt von Arti-
kel 12 des UNO-Pakts I in Artikel 24 der Kinderrechtekonvention der 
UNO, welchen die Schweiz vorbehaltlos ratifiziert hat, konkretisiert. Von 
zunehmender Bedeutung sind auch die Entwicklungen der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in Strassburg 
(EGMR) zu Artikel2 der «Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten», der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK), welche punktuell staatliche Schutzpflichten für die Gesundheit 
der einzelnen hervorheben. In Teilbereichen, die vor allem die modernen 
medizinischen Technologien betreffen, ist auch die (noch nicht in Kraft 
getretene) Biomedizinkonvention des Europarats von Bedeutung.3 
Insgesamt gehen diese Vorgaben des internationalen Rechts kaum 
über den in der Schweiz bereits gewährleisteten Schutzstandard hinaus. 
Immerhin enthalten sie aber Umsetzungspflichten, welche die staatliche 
Handlungsfreiheit im Bereich der Gesundheitsversorgung einschränken. 
2.2 Verfassungsrechtliche Vorgaben 
a) Sozialziel Gesundheit 
Die Sozialziele der «Bundesverfassung» (BV) verpflichten Bund und Kan-
tone, für die notwendige Pflege der Gesundheit der einzelnen zu sorgen.4 
Darüber hinaus haben sich Bund und Kantone dafür einzusetzen, dass jede 
Person gegen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit und Unfall 
gesichert ist. 5 Wie sich der Entstehungsgeschichte der Sozialziele ent-
nehmen lässt, wurde mit der letztgenannten Bestimmung vor allem an die 
Sozialversicherungen gedacht. 6 
Im schweizerischen System liegen Kompetenz und Verantwortung 
für die gesundheitliche Grundversorgung im wesentlichen bei den Kan-
tonen. Der Bund ist dagegen - neben vereinzelten Zuständigkeiten im 
' Künzli/Kälin, 1997, S. 11 Of. 
3 Zum Ganzen etwa Pfiffner Rauber, 2003, S. 68ff. 
'Art. 41 Abs . 1lit. b BV. 
5 Art. 41 Abs. 2 BV. 
6 Diese entsprechen dem schweizerischen Staatsverständnis denn auch weit mehr als etwa ein zen-
tral organisiertes und allein mit Steuermitteln finan ziertes Gesundheitswesen, da so der Selbst-
verantwortung der einzelnen und dem Subsidiaritätsgedanken besser entsprochen werden kann. 
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Gesundheitsbereich7 - bevollmächtigt, das Krankenversicherungswesen, 
die Invaliden-, Unfall- und die Militärversicherung zu regeln. Zwischen 
Gesundheitswesen und Sozialversicherung besteht indes eine enge Ver-
bindung. Das Mass der Versicherungsdeckung wirkt deutlich auf das von 
den Kantonen angebotene Versorgungsniveau8 zurück; dieses wiederum 
bestimmt zu einem erheblichen Teil den Aufwand der Sozialversiche-
rungen. 
Ein Abbau oder auch ein durch Ressourcenknappheit begründeter 
Umbau des Krankenversicherungsrechts erscheint zwar nicht unzulässig, 
doch müsste dabei- da es sich bei der Krankenversicherung um ein Ver-
gütungssystem mit existentieller Bedeutung für die Betroffenen handelt -
besonders sorgfältig darauf geachtet werden, dass die sozialstaatliehen 
Grundanliegen berücksichtigt sowie die Rechtsgleichheit und das Diskri-
minierungsverbot durch den Abbau nicht verletzt werden.9 
b) Kein individuelles «Recht auf Gesundheit» 
Ein individuelles, gerichtlich durchsetzbares «Recht auf Gesundheit» ist 
in der Schweiz nicht anerkannt und lässt sich auch nicht aus der Bundes-
verfassung ableiten. Ohnehin wäre die Bezeichnung eines solchen Rechts 
irreführend, da die Gesundheit nur sehr beschränkt von den einzelnen 
oder dem Staat beeinflusst werden kann. 10 Es könnte sich dabei nur um 
ein Recht auf Gesundheitsversorgung handeln, das aber ebenfalls nicht als 
eigenständiges Individualgrundrecht anerkannt ist. Die jüngere wissen-
schaftliche Lehre, auf die sogleich zurückzukommen sein wird, leitet aber 
aus dem Recht auf Hilfe in Notlagen sowie weiteren Verfassungsgaran-
tien sinngemäss einen Anspruch auf Gesundheitsversorgung ab. 11 
c) Leistungsansprüche aufgrunddes Rechts auf Leben? 
Die «Bundesverfassung» und das internationale Konventionsrecht ge-
währleisten jedem Menschen das Recht auf Leben. Geschützt ist jedes 
menschliche Leben, unabhängig davon, wie lange es noch dauert, wie 
schwach, hilflos oder schmerzerfüllt es sein mag. 12 Geschützt ist damit 
7 N äheres bei Poledna/Berger, 2002, S. 12ff. 
' Zumal sich die Kantone im herrschenden Svstem ihrer Kostenbeteiligw1gsptlicht im stationären 
Bereich durch ein verringertes Angebot an Leistungen nur beschränkt entziehen können. 
Vgl. Art. 41 Abs. 1-3 KVG . 
9 Vgl. etwa Tschudi , 1999, S. 369; Coullery, 2003, S. 390. 
10 Schott, 2001 , S. 104f. und S. 106ff. ; Schürch, 2000, S. 196; Steffen, 2002, S. 83 ff. 
11 Guillod/Sprumont, 1996, S. 350ff.; Coullery, 2001, S. 632ff. 
11 Schott, 200 1, S. 82 ; Schweizer, 2002 , Art. 10 N . 9, mit Hinweisen. 
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auch das anderen nicht lebenswert erscheinende Leben. 13 Den Staat 
treffen zum Schutz des Lebens auch positive Pflichten. Diese Schutz-
pflichten werden insbesondere im Gesetzesrecht konkretisiert, so etwa im 
strafrechtlichen Lebensschutz, der grundsätzlich absolut gilt. 14 
Die Praxis der Strassburger Gerichtsorgane zu Artikel 2 EMRK ist 
hinsichtlich der Frage, ob der Staat im Rahmen des Lebensschutzes auch 
für eine unentgeltliche medizinische Betreuung besorgt sein muss, wenn 
jemand zur Abwendung einer Lebensgefahr darauf angewiesen ist, zu-
rückhaltend. Im schweizerischen Kontext ist diese Diskussion insofern 
obsolet geworden, als das Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) einen 
Gustitiablen) Ausdruck der aus dem Recht auf Leben fliessenden staat-
lichen Schutzpflicht bildet. 
d) Anspruch auf medizinische Betreuung 
im Rahmen des Rechts auf Hilfe in Notlagen 
Es ist unbestritten, dass das Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) auch 
einen Anspruch auf medizinische Betreuung beinhaltet, selbst wenn die-
ser Anspruch im Verfassungstext nicht explizit genannt wird. Gewährlei-
stet ist aber nur die elementare medizinische Grundversorgung, 15 wobei die 
Meinungen darüber, was diese alles umfassen soll, erheblich differieren. 
Kürzlich wurde die Position vertreten, dass für die Bestimmung 
des Inhalts der medizinischen Grundversorgung beim Krankenversiche-
rungsrecht angesetzt werden müsse und alle Behandlungen, die der 
Diagnose und Behebung einer Krankheit dienen, dem im Rahmen von 
Artikel 12 BV gewährleisteten Minimum zuzuordnen seien. Die Be-
schränkung auf eine Art «Lazarett- oder Kriegsmedizin» lasse sich nicht 
rechtfertigen. Mit Ausnahme etwa der Präventionsleistungen zählen für 
die Vertreter dieser Meinung alle Leistungen, die auf der Basis des Kran-
kenversicherungsrechts vergütet werden, zur elementaren medizinischen 
Grundversorgung. 16 
Dieser Lösung stehen die Lehrmeinungen gegenüber, die das Schutz-
niveau unterhalb des krankenversicherungsrechtlichen Leistungsniveaus 
verorten. 17 Bei der Konkretisierung des Schutzumfangs ist für die meisten 
die Frage entscheidend, ob eine Massnahme zur Erhaltung des Lebens, 
zur Abwehr drohender ernsthafter Gesundheitsschäden oder zur Vermei-
1l Zum Beispiel Müller, 1999, S. 16. 
14 Art. 111ff. StGB; vgl. auch Schürch, 2000, S. 195ff. 
15 Vgl. Amstutz, 2005 , S. 27 f. , mi t weiteren Hinweisen. 
16 Coullery, 200 1, S. 633 ff.; ders., 2003 , S. 386. 
17 Zum Beispiel An1stutz, 2002 , S. 86f.; Schott, 2001 , S. 116. 
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dung unzumutbarer Leiden medizinisch als unerlässlich einzustufen ist.1s 
Für die Bestimmung des Umfangs der medizinischen Grundversorgung 
ist mithin die Menschenwürde von zentraler Bedeutung: Wenn eine 
Erkrankung ohne geeignete Behandlung zum Tod führt oder zu einem 
menschenunwürdigen Dasein zwingt, besteht Anspruch auf diese Behand-
lung.19 
Der Massstab dafür, was in einem gegebenen Umfeld als menschen-
unwürdig gilt, lässt sich dabei nicht absolut festlegen. Das Recht auf Hilfe 
in Notlagen will den einzelnen einen Anspruch auf Existenz und auf mi-
nimale Teilhabe am gesellschaftlichen Leben sichern. Im Sinn der Men-
schenwürde soll eine Aussonderung von Menschen verhindert werden, die 
in eine Notlage geraten sind.20 Dieser Gemeinschaftsbezug bringt es mit 
sich, dass der Standard der medizinischen Minimalversorgung auch vom 
vorhandenen Leistungsangebot mitbestimmt wird. Das Recht auf Hilfe 
in Notlagen ist bis zu einem gewissen Mass «akzessorisch» zu dem, was 
die jeweilige Gesellschaft für existenznotwendig erachtet.21 
Einem Menschen dürfen damit medizinische Leistungen, die vom 
Staat, mit staatlicher Hilfe oder über ein staatlich organisiertes System an-
geboten werden, nicht aus Kostengründen vorenthalten werden. Es würde 
gegen den mit dem Recht auf Hilfe in Notlagen angestrebten Schutz der 
Menschenwürde verstossen, wenn das Überleben eines einzelnen aus 
Kostengründen nicht garantiert wäreY Das Recht auf Hilfe in Notlagen 
gilt absolut und steht als in der Verfassung gewährleistetes Grundrecht 
auch über den Budgetbeschlüssen des Parlaments.ll 
Der Anspruch ist jedoch in verschiedener Hinsicht begrenzt: Bereits 
dem Verfassungstext lässt sich entnehmen, dass nur derjenige Anspruch 
auf Hilfe in Notlagen hat, der nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen. 
Der hier aufscheinende Grundgedanke der Subsidiarität staatlicher Hilfe-
leistungen und damit der Selbstverantwortung des einzelnen bedeutet 
.. ' 
dass der Staat nur dann zur Ubernahme der Behandlungskosten verpflich-
tet ist, wenn der Betroffene nicht selbst (oder über eine Versicherung) über 
18 Amsrutz, 2002 , S. 244f. ; Steffen, 2004, S. 7lff. 
19 Schott, 2001, S. 11 5f. ; vgl. auch M astronardi, 2002, Art. 7 N . 51. 
20 Eingehend zur kontextbezogenen Konkretisierung von Art. 12 BV Amstutz, 2002, S. 142ff.; 
Schot~200l,S. 8 3f. 
21 Zum Beispiel Steffen, 2004, S. 72 f. 
22 Amsrutz, 2002, S. 248; anderer Meinung etwa von Wartburg, 1983, S. 52, der es für angemessener 
hält, etwa eine ausreichende H auspflege dem «Existenzminimum>> der Gesundheitsversorgung 
zuzurechnen, als emAnrecht auf beliebige lebensverlängernde Massnahmen bei unheilbaren 
Krankheiten einzuräumen. 
23 Zur ähnlichen Konstellation der polizeilichen Schutzpflichten bei der Bedrohw1g des Lebens 
einzelner vgl. Schefer, 2001 , S. 41 2f. , mit Hinweis auf das Urteil des Kassationsgerichts Zürich 
vom I 7. J tmi 1987, Z BI 1987, S. 545 ff. (Rote Zora). 
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die nötigen Mittel verfügt. Die zweite bedeutende Grenze wurde bereits 
erwähnt: Der Anspruch besteht nur dann, wenn die verlangten Leistun-
gen überhaupt angeboten werden. Der Staat kann nicht dazu gezwungen 
werden, bestimmte, bislang nicht praktizierte oder teure Leistungen zu 
entwickeln und zugänglich zu machen.24 Werden die geforderten Leistun-
gen auch nicht mit staatlicher Hilfe oder über ein staatlich gestaltetes 
System zugunsren von anderen erbracht, ist die Nichterbringung weder 
rechtsungleich noch diskriminierend. Dies ergibt sich bereits daraus, dass 
sich das medizinische Schutzniveau des Rechts auf Hilfe in Notlagen bei 
existentiellen Leistungen nach dem gesellschaftlich Üblichen richtet. 25 
2.3 Zwischenfazit 
Bereits dieser kurze Überblick, der nur einen Ausschnitt der für das 
Gesundheitswesen relevanten Bestimmungen des Völkerrechts und des 
Verfassungsrechts beleuchten kann, lässt zwei wichtige Punkte erkennen: 
Einerseits gibt es einen ziemlich umfangreichen Normenbestand, der aber 
nur in Teilbereichen zu individuellen Ansprüchen einzelner verdichtet 
wird. Andererseits lassen die zahlreichen Zielvorgaben, die sich im Völ-
ker- und Verfassungsrecht finden, keinen Zweifel daran, dass sich der Staat 
grundsätzlich für ein funktionierendes G esundheitswesen auf möglichst 
hohem Niveau einzusetzen hat. Sobald er entsprechende M assnahmen 
ergreift, das heisst Geldmittel zur Verfügung stellt, private Angebote för-
dert, ein Versicherungssystem einrichtet oder selbst Leistungen gewähr-
leistet, ist er an die grund- und menschenrechtliehen Garantien und die 
allgemeinen rechtsstaatliehen Grundsätze gebunden. Vor allem aus dem 
verfassungsrechtlichen Rechtsgleichheitsgebot (Art. 8 Abs. 1 BV) und 
dem Diskriminierungsverbot (Art. 8 Abs. 2 BV) ergibt sich dabei, dass die 
Rechtsordnung der selektiven Gewährung von Gesundheitsleistungen 
grundsätzlich ablehnend gegenübersteht. 26 
3 Geltendes Krankenversicherungsrecht 
Die soziale Krankenversicherung gewährleistet allen Versicherten die 
Finanzierung eines hohen medizinischen Versorgungsniveaus. In ihrer 
heutigen Ausgestaltung ist grundsätzlich die gesamte Wohnbevölkerung 
14 Vgl. von Wartburg, 1983, S. 46. 
H Steffen, 2004, S. 72 f. 
16 Vgl. Coullety, 200-t, S. 38ff.; Cou!lety, 2003, S. 38 1ff.; Steffen, 2002, S. 49ff. und S. 66f.; T.1upitz, 
2002 , S. 89f. 
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der Schweiz gesetzlich krankenversichert. Der Katalog der in der obliga-
torischen Grundversicherung enthaltenen medizinischen Leistungen 
weist zwar einige Lücken auf - so etwa hinsichtlich zahnärztlicher Lei-
stungen oder der nichtärztlichen Psychotherapie - , ist in den übrigen 
Bereichen aber umfassend. Grundsätzlich werden die Kosten für Leistun-
gen, die der Diagnose oder Behandlung einer Krankheit und ihrer Fol-
gen dienen, übernommen, sofern im «Bundesgesetz über die Kranken-
versicherung (KVG)» deren Vergütung vorgesehen ist. 27 Abgesehen davon, 
dass der Bundesrat gewisse Leistungen von Ärzten oder Chiropraktoren 
bezeichnen kann, die von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
(OKP) «nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen übernommen 
werden»28, sind alle vom KVG umschriebenen Leistungen zu vergüten, 
sofern sie «wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich»29 sind. 
Bildet nun die allgemeine Bedingung der «Wirtschaftlichkeit» der 
Leistungen einen Ansatzpunkt, um die gesundheitsökonomischen Kosten-
Nutzen-Erwägungen in das Leistungssystem der Krankenversicherung 
einfliessen zu lassen? Diese Frage ist nach dem geltenden Stand von wis-
senschaftlicher Lehre und Rechtsprechung zu verneinen: Die Voraus-
setzung der W irtschaftlichkeit ist ein unbestimmter Rechts begriff, der im 
Licht des Systems der sozialen Krankenversicherung eigenständig inter-
pretiert werden muss. Der Begriff deckt sich nicht notwendigerweise 
mit dem gesundheitsökonomischen W irtschaftlichkeitsbegriff. Nach der 
ständigen Praxis dient die Bedingung der Wirtschaftlichkeit im Regelfall 
nicht dazu, Kosten und N utzen einer wirksamen und zweckmässigen Lei-
stung zu beurteilen; sie stellt in erster Linie ein Kriterium für die Wahl 
zwischen verschiedenen zur Verfügung stehenden Leistungen dar, die in 
vergleichbarer Weise wirksam und zweckmässig sind.30 Nur wenn kein 
vergleichbares Angebot zur Verfügung steht, dient das Wirtschaftlich-
keitskriterium der Bestimmung der in Frage kommenden Leistung, mit-
hin also der Kosten-Nutzen-Abwägung. Dabei vermag nur ein grobes 
Missverhältnis zwischen der Kostenhöhe und dem zu erwartenden me-
dizinischen N utzen eine Leistungsverweigerung zu rechtfertigen.31 Man 
könnte in dieser Rechtsprechung den Ansatz zu einer milden Form von 
Rationierung sehen, 32 darf dabei aber nicht aus den Augen verlieren, dass 
27 Art. 25 Abs. I KVG. 
" Art. 33 KVG. 
'
9 Art. 32 Abs. I KVG; vgl. auch Art. 56 KVG. 
30 BGE 128 V 54 E. 2; BGE 127 V 43 E. 2b. 
" Vgl. di e Hinweise bei Eugster, 1998, N . 102; ders ., 2001 , S. 21. .. 
'' So Schott, 2001, S. 34.ln der Botschaft zum KVG wurde jedoch eingeräumt, dass die Ober-
prüfung eines angemessenen Kosten-Nutzen-Verhälmisses nicht bedeute, dass kostspielige 
Massnahmen von der Leistungspflicht ausgenommen seien (Botschaft KVG, Separatdruck, S. 67). 
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die involvierten Interessen abzuwägen sind: Je existentieller eine Leistung 
für einen Patienten ist, das heisst je mehr sie der Lebenserhaltung dient, 
desto weniger spricht das Kostenargument gegen ihre Zulassung bzw. 
Vergütung. 33 Geht es indessen nur um die Heilung von Krankheiten, die 
weder direkt die Existenz bedrohen noch in ihren Auswirkungen gravie-
rend sind, kommt das Kostenargument allenfalls zum Zug. Auf jedenFall 
bietet das Wirtschaftlichkeitsgebot in der Krankenversicherung in seiner 
heutigen Ausgestaltung keine ausreichende Grundlage, um die Kosten-
übernahme für existenznotwendige Leistungen aus Kostengründen zu 
verweigern, selbst wenn diese im Einzelfall sehr kostspielig sein können. 34 
4 Weitere rechtliche Aspekte 
Im Rahmen dieses Beitrages kann nur angedeutet werden, dass sich neben 
den verfassungs- und völkerrechtlichen Problemen bei Rationierungs-
massnahmen auch viel «konkretere» rechtliche Fragen stellen können. 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass sich eine Ärztin oder ein Arzt allen-
falls strafbar macht, wenn die Behandlung aus Kostengründen nicht lege 
artis durchgeführt wird, obwohl dies möglich wäre. 35 Weiter sind die haf-
tungsrechtlichen Schwierigkeiten des privaten wie des öffentlichen Haft-
pflichtrechts zu nennen, die sich aus einer Vorenthaltung medizinischer 
Leistungen ergeben können. 36 Besondere Erwähnung verdient hierbei, 
dass ein «bedside rationing», bei dem einem Patienten eine Leistung still-
schweigend oder mit unzutreffender Begründung verweigert wird, haf-
tungsrechtlich besonders problematisch ist: Die gesamte Behandlung 
wird ohne die Einwilligung des Patienten widerrechtlich. Schliesslich soll 
auch die Konfliktsituation von Ärztinnen und Ärzten angesprochen 
werden, die Standesregeln verletzen, wenn sie aus Kostengründen die 
Behandlung nicht dem Stand der medizinischen Möglichkeiten entspre-
chend durchführen können. 
H Zum Beispiel Eugster, 200 1, S. 69. 
34 Siehe sinngemäss Hangartner, 2000, S. 74 und S. 85ff. Ausgenommen ist der Fa ll, dass eine 
bestimmte Behandlung explizit aus dem Leistungskatalog ausgeschlossen (Art. 33 KVG) oder 
nicht in eine Liste aufgenommen worden ist (Listenprinzip bei nichtärztlichen Leistungen); 
vgl. Coullery, 2003, S. 375ff. 
JJ Eingehend Schürch, 2000; Tag, 2005. 
36 Zum Beispiel Taupitz, 2002, S. 90. 
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5 Zusammenfassende Thesen 
Die eingangs aufgeworfene Frage, ob durch die Nichtgewährung oder 
Vorenthaltung von Leistungen der Gesundheitsversorgung Rechtsgüter 
angetastet werden, kann bejaht werden. Die Rationierungsdebatte ist 
damit auch eine juristische Auseinandersetzung. Die Ergebnisse dieses 
Beitrages lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
Bund und Kantone sind aufgrund internationaler und nationaler 
Vorgaben gehalten, eine leistungsfähige Gesw1dheitsversorgung zu 
gewährleisten. Auf welchem Weg dieses Ziel erreicht wird, bleibt im 
wesentlichen den zuständigen Gemeinwesen überlassen. 
Die einzelnen verfügen aufgrund des Verfassungsrechts, das in sei-
nem Gehalt von internationalen rechtlichen Vorgaben verstärkt 
wird, über individuelle und einklagbare Ansprüche auf eine elemen-
tare Gesundheitsversorgung. Sofern die Betroffenen nicht in der 
Lage sind, für die entsprechenden Kosten aufzukommen, sind diese 
Leistungen durch das zuständige Gemeinwesen zu finanzieren. 
Der Umfang dieser Minimalansprüche bestimmt sich akzessorisch 
zum staatlich unterhaltenen oder staatlich geförderten medizini-
schen Standard und nach den jeweiligen gesellschaftlichen Gegeben-
heiten. 
Der Umfang der vom Staat gewährleisteten Ansprüche auf medizi-
nische Versorgung ist nicht völlig frei gestaltbar. Die Grund- und 
Menschenrechte - vor allem die Rechtsgleichheit und das Diskrimi-
nierungsverbot - sowie die Grundsätze rechtsstaatliehen Handeins 
setzen der Allokationsfreiheit Grenzen. 
Der schweizerischen «Bundesverfassung» lässt sich bezüglich der 
Finanzierung der Gesundheitsleistungen eine Präferenz für ein (so-
lidarisches) Versicherungssystem entnehmen, das in seiner Ausge-
staltung sowohl den Versorgungsbedürfnissen der einzelnen als auch 
deren Selbstverantwortung gebührend Rechnung trägt. 
Das geltende Rechtssystem ist im Grundsatz rationierungsfeindlich. 
Bereits das Völker- und das Verfassungsrecht setzen der Rationie-
rung Grenzen. 
Je näher die Entscheidung für eine Vorenthaltung von Leistungen 
beim jeweiligen Behandlungsverhältnis liegt, desto eher stellen sich 
Fragen der straf- und haftungsrechtlichen Verantwortlichkeit. 
Die implizite Vorenthaltungvon Leistungen, die nicht auf einer Ent-
scheidung durch die politisch verantwortlichen und rechtlich zustän-
digen Organe beruht, ist rechtlich in jeder Hinsicht problematisch. 
Rationierung als Lösung des Problems der Kostenentwicklung? 
Soweit die steigenden Gesundheitskosten als gesellschaftspolitisches 
~roblem empfunden werden, muss dessen Lösung in erster Linie in 
emem gewandelten Verständnis der Rolle der Medizin innerhalb der 
Gesellschaft und der Bedeutung von Krankheit fü d . 1 bestehen. r en emze nen 
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